
 

Entwurf vom 09.11.2023 für die Vernehmlassung 

Gegenvorschlag der Bau-, Energie-, Verkehrs- und Raumplanungskommission (BaK)  
zur Gesetzesinitiative «Berner Solar-Initiative» 

Geltendes Recht Gegenvorschlag Regierungsrat 
Gegenvorschlag der Bau-, Energie-, Verkehrs- und Raumpla-
nungskommission (BaK) 
Entwurf für die Vernehmlassung 

 Kantonales Energiegesetz (KEnG)  

 Der Grosse Rat des Kantons Bern,  

 gestützt auf Artikel 60 Absatz 1 der Kan-
tonsverfassung1),  
auf Antrag des Regierungsrates, 

 

 beschliesst:  

 I.  

 Der Erlass 741.1 Kantonales Energiege-
setz vom 15.05.2011 (KEnG) (Stand 
01.01.2023) wird wie folgt geändert: 

 

 Art.  39a 
Solarenergienutzung bei neuen auf Dauer angelegten Bauten 

 

 1 Neue auf Dauer angelegte Bauten sind 
mit Anlagen zur Solarenergienutzung aus-
zustatten. 

1 Neue auf Dauer angelegte Bauten sind mit Anlagen zur Solarenergienut-
zung, insbesondere Photovoltaik- oder Solarthermieanlagen, auszustat-
ten. 

 2 Geeignete Dachflächen sind möglichst 
vollständig mit Anlagen zur Solarenergie-
nutzung auszustatten. 

2 Geeignete Dachflächen sind möglichst vollständig mit Anlagen zur Solar-
energienutzung auszustatten. Die Solarenergienutzung an Fassaden kann 
angerechnet werden. 

 3 Gebäudeeigentümerinnen und Gebäude-
eigentümer können ihre Pflicht zur Solar-
energienutzung durch Dritte erfüllen las-
sen. 

 

                                                   
1) BSG 101.1 

https://www.belex.sites.be.ch/data/741.1/de
https://www.belex.sites.be.ch/data/101.1/de
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 4 Der Regierungsrat legt den Mindestum-
fang der Solarenergienutzung der An-
lage und die Kriterien für die Eignung der 
Dachflächen gemäss Absatz 2 durch Ver-
ordnung fest. 

4 Der Regierungsrat legt den Mindestumfang der Solarenergienutzung der 
Anlage gemäss Absatz 1 und die Kriterien für die Eignung und möglichst 
vollständige Ausstattung der Dachflächen gemäss Absatz 2 durch Verord-
nung fest. 

 5 Ausnahmen von der Pflicht zur Solar-
energienutzung gemäss Absatz 1 können 
gewährt werden, wenn diese technisch 
nicht möglich oder wirtschaftlich unverhält-
nismässig ist. 

 

 Art.  39b 
Anpassung bei bestehenden auf Dauer angelegten Bauten 

 

 1 Bestehende auf Dauer angelegte Bauten 
sind an die Anforderungen von Artikel 39a 
anzupassen, wenn ihre Dachflächen um-
fassend erneuert werden. 

 

  2 Kulturdenkmäler von kantonaler oder nationaler Bedeutung im Sinne von 
Artikel 18a Absatz 3 RPG sind von der Anpassungspflicht ausgenommen. 

  Art.  39c 
Solarenergienutzung bei Fahrzeugabstellplätzen 

  1 Geeignete neue dauerhaft installierte Fahrzeugabstellplätze für Perso-
nenwagen im Freien ab einer Fläche von 500 Quadratmetern sind mit so-
laraktiven Überdachungen auszustatten.  

  2 Geeignete bestehende dauerhaft installierte Fahrzeugabstellplätze für 
Personenwagen im Freien ab einer Fläche von 1000 Quadratmetern sind 
mit solaraktiven Überdachungen auszustatten. 

  3 Eigentümerinnen und Eigentümer von Fahrzeugabstellplätzen gemäss 
den Absätzen 1 und 2 können ihre Pflicht zur Solarenergienutzung durch 
Dritte erfüllen lassen. 



- 3 -  
 
 

Geltendes Recht Gegenvorschlag Regierungsrat 
Gegenvorschlag der Bau-, Energie-, Verkehrs- und Raumpla-
nungskommission (BaK) 

Entwurf für die Vernehmlassung 

  4 Der Regierungsrat legt die Einzelheiten wie die Berücksichtigung der be-
reits bestehenden Beschattung sowie Aspekte der Sicherheit und der Ge-
staltung durch Verordnung fest. 

  5 Ausnahmen von der Pflicht zur Erstellung solaraktiver Überdachungen 
gemäss den Absätzen 1 und 2 können gewährt werden, wenn diese tech-
nisch oder aufgrund von anderweitigen Nutzungen nicht möglich oder wirt-
schaftlich unverhältnismässig ist. 

Art.  62 
Prüfung der Minimalanforderungen an die Energienutzung 
1. Im Baubewilligungsverfahren 

  

1 Die Einhaltung der Minimalanforderungen 
an die Energienutzung wird im Baubewilli-
gungsverfahren geprüft. Die Baubewilli-
gungsbehörden ohne entsprechendes 
Fachpersonal ziehen dazu ausgewiesene 
Energiefachleute bei. 

  

2 Bei Vorhaben, die einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung nach dem USG unterlie-
gen, ist die Einhaltung der Minimalanforde-
rungen im Umweltverträglichkeitsbericht 
nachzuweisen. 

  

3 Ausnahmebewilligungen nach Artikel 36, 
38 und 48 erteilt die zuständige Stelle der 
Wirtschafts-, Energie- und Umweltdirek-
tion. Zu Ausnahmegesuchen nach Artikel 
38 hört sie die kantonale Denkmalpflege 
an. 

3 Ausnahmebewilligungen nach Artikel 36, 
38, 39a und 48 erteilt die zuständige Stelle 
der Wirtschafts-, Energie- und Umweltdi-
rektion. Zu Ausnahmegesuchen nach Arti-
kel 38 hört sie die kantonale Denkmal-
pflege an. 
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  T2 Übergangsbestimmungen der Änderung vom ■■.■■.20■■ 

  Art.  T2-1 
Solarenergienutzung bei bestehenden Fahrzeugabstellplätzen 

  1 Bestehende dauerhaft installierte Fahrzeugabstellplätze im Sinne von Arti-
kel 39c Absatz 2 sind innert 15 Jahren ab Inkrafttreten dieser Änderung mit 
solaraktiven Überdachungen auszustatten. 

 II.  

      Keine Änderung anderer Erlasse.       

 III.  

      Keine Aufhebungen.       

 IV.  

 Der Regierungsrat bestimmt den Zeitpunkt 
des Inkrafttretens. 

 

 Bern, 3. Mai 2023 Bern, ■■.■■.20■■ 

 Im Namen des Regierungsrates 
Die Präsidentin: Häsler 
Der Staatsschreiber: Auer 

Im Namen der Bau-, Energie-, Verkehrs- und Raumplanungskommission 
Der Präsident: ■ 

 


